Antrag an die Personalversammlung

Betr.: Beschlüsse des Koalitionsausschusses

Die Personalversammlung verurteilt die Beschlüsse des Koalitionsausschusses zum Personal- und Gehaltsabbau im Öffentlichen Dienst. Obwohl der Bremer Haushalt mit diesen Maßnahmen nicht zu sanieren ist, werden systematisch Dienstleistungen für die Bürger abgesenkt. Die Lebensqualität in unserer Stadt wird auf ein Niveau heruntergewirtschaftet, das unter dem vergleichbarer Großstädte liegt.

· Die Personalversammlung fordert alle Lehrkräfte auf, sich gemeinsam mit den anderen Beschäftigten des Öffentlichen Dienstes an gewerkschaftlichen Protestaktionen bis hin zum Streik zu beteiligen.
Mit den Koalitionsbeschlüssen sollen die Bedingungen für unsere Bildungs- und Erziehungsarbeit weiter verschlechtert werden. Unsere Arbeit wird entwertet: Sie soll schlechter bezahlt und zum Teil durch Billiglohnkräfte ersetzt werden.

Die vom Bildungssenator in der Öffentlichkeit versprochene Anhebung der Schulqualität war schon bisher nicht ausreichend personell abgesichert. Nach den Koalitionsbeschlüssen wäre es absurd, diese Versprechung aufrecht zu erhalten.

· Wir werden uns gegen den Versuch wehren, den Personalabbau durch Arbeitszeitverlängerung zu kompensieren. Wir erteilen bereits heute im Bundesdurchschnitt die meisten Unterrichtsstunden pro Woche.

Wir fordern:

· Keine Senkung der Eingangsgehälter im Primar- und Sek.I-Bereich!

· Voller Erhalt der Altersermäßigung!

· Keine Faktorisierung der Unterrichtsfächer, keine weiteren Pflichtstundenerhöhungen!


· Die Personalversammlung fordert den Senator für Bildung auf, seine Entwürfe zu einer Präsenzpflichtverordnung und zu einer Verordnung über Pflichtfortbildungen zurückzuziehen.

· Sollten die vom Koalitionsausschuss geplanten Maßnahmen im Bildungsbereich umgesetzt werden, werden wir auf einer weiteren Versammlung bzw. im Rahmen gewerkschaftlicher Protestaktionen darüber beschließen, welche arbeitszeitverlängernden Tätigkeiten wir nicht mehr durchführen. Hierbei kommen insbesondere Vergleichsarbeiten, Dokumentationen, Fortbildungen, Jahresplanungen und andere theoretisch sinnvolle, aber unter den Bedingungen der gegenwärtigen Personalpolitik nicht weiter durchführbare Arbeiten in Betracht.


· Wir fordern die Übernahme des Tarifvertrages TV ÖD für das Land Bremen und die Übertragung auf den Beamtenbereich.

Antrag einstimmig angenommen.

Jürgen Burger (Pastorenweg)

Harry Eisenach (Hermannsburg)

Insa Gildemeister (Kantstr.)

